
Neue Justiz 7/87 259

Die in Vorbereitung der 3. Plenartagung durchgeführten 
Untersuchungen haben ergeben, daß künftig ebenfalls noch 
mehr Aufmerksamkeit der Geltendmachung von Ausgleichs­
ansprüchen sowie der Festsetzung ihrer Höhe, die zum Teil 
hoch zu niedrig erfolgt, zu widmen ist.

Ausgehend von der Analyse der Rechtsprechung orientierte 
die 3. Plenartagung die Gerichte darauf, in dem vor uns 
liegenden Abschnitt der gesellschaftlichen Entwicklung einen 
weiteren wirksamen Beitrag zur Erhöhung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, zur Entwicklung sozialistischer Ver­
haltensweisen und zur Geborgenheit der Bürger zu leisten. 
Besondere Verantwortung tragen hierbei die Direktoren der 
Kreisgerichte und Leiter der Militärgerichte sowie die Rechts­
mittelsenate der Bezirksgerichte und der Militärobergerichte.11

Weitere Qualifizierung der Sachaufklärung

Bei Körperverletzungen und Rowdytum ist, ausgehend von 
den Anforderungen der Beweisrichtlinie des Obersten Ge­
richts vom 16. März 197811 12, die Sachaufklärung weiter zu qua­
lifizieren.

Komplizierte Sachverhalte,
Tatanteil mehrerer Tatbeteiligter, Notwehrsituation

Bei komplizierten Sachverhalten und schwierigen Beweisla­
gen sind die Beweisinformationen sorgfältig in die Beweis­
führung einzubeziehen und die Beweise überzeugend zu 
würdigen. Verstärkte Aufmerksamkeit ist auch der Aufklä­
rung des Tatanteils jedes Täters bei mehreren Tatbeteiligten 
zu widmen, um die individuelle strafrechtliche Verantwort­
lichkeit gerecht sowohl in be- wie in entlastender Hinsicht 
zu bestimmen. Erst nach Ausschöpfung aller sachdienlichen 
Beweismöglichkeiten ist der Grundsatz „im Zweifel zugun­
sten des Angeklagten“ (§ 6 Abs. 2 StPO) anzuwenden.

Es sind auch jene Umstände aufzuklären, die eine even­
tuelle Notwehrsituation charakterisieren und dadurch Einfluß 
auf die strafrechtliche Verantwortlichkeit haben können.

Motive der Tatbegehung
Die Motive der Tatbegehung sind gründlich aufzuklären. Sie 
sind insbesondere für die Prüfung, ob Rowdytum oder Kör­
perverletzung vorliegt, und für eine gerechte Entscheidung 
gemäß § 61 Abs. 1 und 2 StGB unabdingbar. Dabei ist davon 
auszugehen, daß das von § 215 StGB geforderte Motiv „aus 
Mißachtung“ nicht ausschließt, daß die Tatbegehung auch 
von anderen Motiven mit bestimmt wird, vor allem, wenn 
Täter und Geschädigter miteinander bekannt waren. Die Ge­
richte haben die Richtigkeit der angegebenen Motive stets 
zu überprüfen.

Geben die Täter kein Motiv an bzw. können sie infolge 
von Alkoholeinfluß während der Tat keine entsprechende Er­
klärung abgeben, sind aus dem objektiven Erscheinungsbild 
des Tatgeschehens Rückschlüsse auf das Vor liegen der sub­
jektiven Seite (einschließlich des natürlichen Verhaltensent­
schlusses bei Volltrunkenheit gemäß § 15 Abs. 3 StGB) zu­
lässig und erforderlich. Die 5. Plenartagung des Obersten Ge­
richts hat dazu bereits bedeutsame Hinweise gegeben.13

Das Handeln des Täters aus Mißachtung der öffentlichen 
Ordnung bzw. der Regeln des sozialistischen Gemeinschafts­
lebens ergibt sich vor allem aus
— dem Zustandekommen des strafbaren Handelns;
— dem Fehlen persönlicher Beziehungen zwischen dem Täter 

und dem Geschädigten;
— dem Provozieren eines körperlichen Angriffs durch den 

Täter ohne äußere Veranlassung;
— dem bewußten Schaffen von Vorwänden (z. B. Forderung 

von Zigaretten, Streichhölzern, Geldbeträgen), um die 
„Lust am Schlagen“ abzureagieren.

Hervorgehoben wurde, daß allein aus der Persönlichkeitsent­
wicklung des Täters nicht auf das Vorliegen des Motivs „aus 
Mißachtung“ geschlossen werden kann.

Ausmaß verursachter gesundheitlicher Schäden
Das Ausmaß der verursachten gesundheitlichen Schäden ist 
exakt festzustellen. Das erfordert, im einzelnen aufzuklären 
und festzustellen:

— Art und Umfang der Gesundheitsschädigung (einschließ­
lich eventueller Dauerschäden),

— Dauer und Ausmaß eventueller ärztlicher Behandlung und
— Dauer der Arbeitsunfähigkeit.

Hierzu sind erforderlichenfalls neben der Erstbeurteilung 
durch die Dringliche medizinische Hilfe und/oder den Fest­
stellungen des zuerst behandelnden Arztes sachverständige 
Zeugen zu hören oder ärztliche Stellungnahmen anzufordern, 
um den Verletzungsgrad oder Krankheitsverlauf richtig 
beurteilen zu können. Bereits im Eröffnungsverfahren sind 
ergänzende ärztliche Stellungnahmen stets dann beizuziehen, 
wenn noch nicht voraussehbar ist, wie sich der weitere Hei­
lungsprozeß vollzieht oder ob z. B. Dauerfolgen möglich sind. 
Zur Feststellung, ob Entstellungen gemäß § 116 StGB (z. B. 
durch Hämatome, Zahnausfall, Verbrennungen, Verschiebung 
von Körperteilen) eingetreten sind, bedarf es der rechtzei­
tigen Sicherung entsprechender Beweise (z. B. Fotografien, 
ärztliche Atteste). Fotografien sind in die Beweisaufnahme 
einzubeziehen. Ob Verletzungen eine „erhebliche Entstel­
lung“ darstellen, hat allein das Gericht zu beurteilen. Der 
Arzt hat festzustellen, ob eine „entstellende Verletzung“ 
(z. B. Narben, Verbrennungen) voraussichtlich dauernd sein 
wird. Die für die Tatbestandsbestimmung (§115 StGB oder 
§ 116 StGB) durch das Gericht notwendigen Fragestellungen 
sind dem Arzt eindeutig vorzugeben.

Grad der alkoholischen Beeinflussung
Die Gerichte haben den Grad der alkoholischen Beeinflus­
sung zur Tatzeit festzustellen. Erst dadurch wird die Ent­
scheidung im Urteil darüber ermöglicht, ob die §§ 15 Abs. 3 
bzw. 16 Abs. 2 Satz 3 StGB Anwendung finden und ob sich 
Konsequenzen für den „natürlichen Verhaltensentschluß“ er­
geben. Im Zusammenhang damit sind z. T. unbegründete 
Anwendungen der §§ 15, 16 StGB infolge unkritischer Wer­
tungen des Einwandes der Täter, sich „an nichts erinnern zu 
können“, zu überwinden. Unabdingbar ist auch die Klärung 
der Frage, ob der Angeklagte sich schuldhaft in den zurech­
nungsunfähigen bzw. vermindert zurechnungsfähigen Zustand 
versetzt hat.

Differenzierte Maßnahmen
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

Die Strafzumessung hat von der richtigen Bewertung der 
Tatfolgen und der Schuld auszugehen. Dabei sind die Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit noch besser 
zu differenzieren. Auch künftig kommt es in der Rechtspre­
chung darauf an, daß tat- und täterbezogen eine nachhaltige 
Wirkung erzielt wird.

Anwendung der Strafen mit Freiheitsentzug
Die im Bericht an die 5. Plenartagung des Obersten Gerichts 
enthaltenen Maßstäbe für die Anwendung der Strafen mit 
Freiheitsentzug bei Straftaten gemäß §§ 115, 116, 215, 216 
StGB haben die Gerichte weiter strikt durchzusetzen. Zu 
beachten ist, daß vor allem folgende Verhaltensweisen die 
Tatbegehung als besonders schwer charakterisieren:
— brutales oder provozierendes Vorgehen aus Lust am Schla­

gen;
— Ausnutzen von Tatzeiten und -orten, die dem Opfer wenig 

bzw. keine Hilfe ermöglichen, oder der körperlichen Über­
legenheit des Täters;

— Anwendung gefährlicher Gegenstände bzw. Mittel;
— Begehung einer Vielzahl von selbständigen, jeweils nicht

11 Vgl. hierzu die 2. Plenartagung des Obersten Gerichts vom 28. April 
1982 zur Verantwortung der Kollegien des Obersten Gerichts und 
der Bezirksgerichte für die Durchsetzung von Recht und Gesetzlich­
keit nach einheitlichen Maßstäben, OG-Informationen 1982, Nr. 3, 
S. 2 ff., und die 10. Plenartagung des Obersten Gerichts vom 19. De­
zember 1984 zur Verantwortung des Obersten Gerichts und der Be- 
zirksgerichte/Militärobergerichte für die Rechtsprechung zweiter 
Instanz in Strafsachen, OG-Informationen 1984, Nr. 6, S. 3 ff.

12 Vgl. Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts zu Fragen der 
gerichtlichen Beweisaufnahme und Wahrheitsfindung im sozia­
listischen Strafprozeß vom 16. März 1978 (GBl. I Nr. 14 S. 169; OG- 
Informationen 1986, Nr. 5, S. 14 ff.).

13 Vgl. 5. Plenartagung des Obersten Gerichts vom 30. Juni 1983, 
a. a. O., S. 11 ff.


